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Liebe Mandanten,

wilde Schneestürme, dazwischen ein paar Sonnenstrahlen eingestreut, dann heiterer Frühlingsanfang und eine nicht ganz so spektakuläre Mondfinsternis wie 
erwartet, etwas kälter, etwas dunkler, das war´s schon, und zu guter Letzt die Osterferien – viel passiert im März. Zum Ausgleich ist der April-Mandantenbrief 
nun etwas kürzer geraten. Haben Sie Fragen, möchten Sie mehr wissen? Gerne, wir freuen uns auf Ihren Anruf.	 Ihr Team Schild u. Partner
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1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 

als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vier-
teljahreszahlern für das abgelaufene 
Kalendervierteljahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dau-
erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 
Fristverlängerung für das abgelaufene 
Kalendervierteljahr.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.4.2015) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Beson-
derheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine April 2015
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen Steuern fällig werden:

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 10.4.2015	 13.4.2015	 7.4.2015
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10.4.2015	 13.4.2015	 7.4.2015

Sozialversicherung6	 28.4.2015	 entfällt	 entfällt

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 

Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat,bei Dau-

erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 
Dauerfristverlängerung für das vorange-
gangene Kalendervierteljahr.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.5.2015) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Beson-
derheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine Mai 2015
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 11.5.2015	 15.5.2015	 8.5.2015
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 11.5.2015	 15.5.2015	 8.5.2015

Gewerbesteuer	 15.5.2015	 18.5.2015	 12.5.2015

Grundsteuer	 15.5.2015	 18.5.2015	 12.5.2015

Sozialversicherung5	 27.5.2015	 entfällt	 entfällt

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 

Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn
• für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
• die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,
• der Schuldner die Leistung verweigert,
• besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße 
	 seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 

Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres.

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2012:

*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden (und 
bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten 
neue Regelungen.

Die wichtigsten Regelungen im Überblick:
•	 Vertragliche Vereinbarung von ZAHLUNGSFRISTEN ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentli-

chen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.
•	 Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.
•	 Erhöhung des VERZUGSZINSSATZES von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.
•	 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach 

Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.
•	 MAHNUNG ist ENTBEHRLICH: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug 
verantwortlich ist.

•	 Einführung eines PAUSCHALEN SCHADENERSATZANSPRUCHS in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne 
Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz 
externer Beitreibungskosten).

•	 ABNAHME- oder ÜBERPRÜFUNGSVERFAHREN hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 
maximal 30 Tage dauern.

Zeitraum	 Basiszinssatz	 Verzugszinssatz	 Verzugszinssatz für Rechtsgeschäfte 	 	
			   ohne Verbraucherbeteiligung

1.7. bis 31.12.2012	 0,12 %	 5,12 %	 8,12 %

1.1. bis 30.06.2013	 -0,13 %	 4,87 %	 7,87 %

1.7. bis 31.12.2013	 -0,38 %	 4,62 %	 7,62 %

1.1. bis 30.06.2014	 -0,63 %	 4,37 %	 7,37 %

1.7. bis 28.07.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 7,27 %

29.7. bis 31.12.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 8,27 %

1.1. bis 30.06.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*
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[Thema: Einkommensteuer]

Abfindungen für den Verzicht auf den Versorgungsausgleich 
	 unterliegen nicht der Einkommensteuer
Bei Scheidung einer Ehe führt das Familiengericht von Amts wegen einen Versorgungsausgleich durch. Dabei werden die von 

den Ehegatten während der Ehe erworbenen (in der Regel unterschiedlichen) Anwartschaften auf Alters und Invaliditätsver-
sorgung ausgeglichen. Dadurch soll dem Ehegatten, der während der Ehe keine oder geringere Anwartschaften als der andere 
erworben hat, ein Ausgleich in Höhe der Hälfte des Wertunterschieds gegeben werden. Durch eine notariell zu beurkundende 
und vom Familiengericht zu genehmigende Vereinbarung können die Ehegatten den Versorgungsausgleich gegen eine Aus-
gleichszahlung (Abfindung) ausschließen.

Das Hessische Finanzgericht entschied, dass Ausgleichszahlungen, die der geschiedene Ehegatte zur Vermeidung des Versor-
gungsausgleichs gezahlt hat, bei dem die Abfindung erhaltenen Ehegatten steuerlich nicht als sonstige Einkünfte zu erfassen 
sind. Der Fall betraf die Streitjahre 2006 und 2007.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
HINWEIS: Zum 1.9.2009 ist das Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs in Kraft getreten. In bestimmten Fällen 

kann sich danach eine andere Beurteilung ergeben.

[Thema: Einkommensteuer]

Bagatellgrenze für die Nichtanwendung der Abfärberegelung
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs entfaltet eine Personengesellschaft nur dann eine Tätigkeit, die die Aus-

übung eines freien Berufs im Sinne des Einkommensteuergesetzes darstellt, wenn sämtliche Gesellschafter die Merkmale eines 
freien Berufs erfüllen. Die Voraussetzungen der Freiberuflichkeit können nicht von der Personengesellschaft selbst, sondern 
nur von natürlichen Personen erfüllt werden. Das Handeln der Gesellschafter in ihrer gesamthänderischen Verbundenheit und 
damit das Handeln der Gesellschaft darf kein Element einer nicht freiberuflichen Tätigkeit enthalten.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Einkünfte einer GbR, die hauptsächlich Einkünfte aus selbstständiger Arbeit 
erzielt und daneben in geringem Umfang eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, dann nicht insgesamt zu gewerblichen Ein-
künften umqualifiziert werden (sog. Abfärbewirkung), wenn die gewerblichen Umsätze eine Bagatellgrenze in Höhe von 3 % 
der Gesamtnettoumsätze und zusätzlich den Betrag von 24.500 € im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen. Im Streitfall 
waren die Gesellschafter der GbR als Rechtsanwälte und Insolvenzverwalter tätig.

In einem weiteren Fall hatte eine Karnevalsgruppe Merchandisingartikel in Höhe von 5.000 € verkauft. Auch in dem Fall über-
stiegen die Umsätze aus gewerblicher Tätigkeit nicht die neu festgesetzten Grenzen.

[Thema: Einkommensteuer  |  Kindergeld]

Beamte müssen Übermittlung ihrer Besoldungsdaten für Riester-Zulage zustimmen
Eine Beamtin hatte einen Altersvorsorgevertrag abgeschlossen, um später die sog. Riester-Rente zu beziehen. Für die Jahre 2004 

bis 2006 beantragte sie die Altersvorsorgezulage (sog. Riester-Zulage), die zunächst auch ihrem Vertragskonto gutgeschrieben 
wurde. Den in den Antragsunterlagen vorhandenen Hinweis auf ihre Verpflichtung zur Einwilligung der Übermittlung ihrer 
Besoldungsdaten beachtete sie nicht. Im Rahmen der Überprüfung der Zulage im Jahre 2009 fiel dies der Zentralen Zulage-
stelle auf. Daraufhin wurden die bisher gutgeschriebenen Zulagen storniert.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass für das Jahr 2004 die Zulage zu gewähren ist, weil die Einverständniserklärung im Rahmen 
des Einspruchsverfahrens abgegeben wurde und nicht verjährt war. Ab 2005 ist allerdings gesetzlich geregelt, dass die Einwil-
ligungserklärung innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des Beitragsjahrs abzugeben ist. Die Beamtin hatte die Einverständ-
niserklärung aber erst 2009 abgegeben, sodass für 2005 und 2006 die Zulage nicht mehr gewährt werden konnte.

HINWEIS: Rentenversicherungspflichtig Beschäftigte brauchen keine Einwilligungserklärung abzugeben.

[Thema: Einkommensteuer  |  Kindergeld]

Beibehaltung des Wohnsitzes im Inland bei mehrjährigem Auslandsstudium
Voraussetzung für einen Kindergeldanspruch ist u. a. ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Inland. Absolviert ein Kind 

ein Studium im Ausland, kann man nicht ohne weiteres von der Beibehaltung des Inlandswohnsitzes ausgehen.
Steht die elterliche Wohnung dem Kind weiterhin zur Verfügung und nutzt das Kind diese Wohnung zumindest überwiegend in 

den ausbildungsfreien Zeiten, sind die Voraussetzungen für einen Inlandswohnsitz gegeben. Dagegen reichen kurze Besu-
che bei den Eltern regelmäßig nicht aus. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn sich das Kind nur zwei bis drei Wochen im Jahr 
besuchsweise dort aufhält.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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[Thema: Einkommensteuer]

Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte bei den Gewinneinkünften
Auch regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem häuslichen Büro und dem Sitz seines einzigen Auftraggebers 

stellen Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte dar. In solchen Fällen werden die Fahrtkosten im Rahmen der Entfer-
nungspauschale berücksichtigt. Auf die Höhe der tatsächlichen Fahrtkosten kommt es nicht an.

Bei einem im Wege eines Dienstvertrags tätigen Unternehmer, der nicht über eine eigene Betriebsstätte verfügt, ist der Ort als 
Betriebsstätte anzusehen, an dem er die geschuldete Leistung zu erbringen hat. Dies wird in der Regel der Betrieb des Auf-
traggebers sein.

Für Betriebsinhaber, die nur einen Auftraggeber haben und für ihre regelmäßigen Fahrten einen Pkw nutzen, bedeutet die Ent-
scheidung für die Zeit bis einschließlich 2013 eine Einschränkung der Abzugsmöglichkeiten im Vergleich zu Arbeitnehmern, 
weil die tatsächlichen Pkw-Kosten die Entfernungspauschale übersteigen.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Einkommensteuer  |  Kindergeld]

Hemmung der Festsetzungsverjährung bei strafbarem Bezug von Kindergeld
Teilt ein Kindergeldberechtigter der Familienkasse den Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen nicht mit, begeht er eine Steuer-

ordnungswidrigkeit. Damit ist der Tatbestand der leichtfertigen Steuerverkürzung erfüllt. Die Verfolgung dieser Ordnungswid-
rigkeit verjährt in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit der letztmaligen Auszahlung des Kindergeldes. In diesem Fall kann 
also die Kindergeldfestsetzung innerhalb von fünf Jahren aufgehoben werden.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Einkommensteuer]

Investitionsabzugsbetrag: 
	 Strenge Maßstäbe für Existenzgründer zur Glaubhaftmachung ihrer Investitionsabsicht
Existenzgründer haben bereits vor der Gründung ihres Unternehmens die Möglichkeit, für geplante Anschaffungen einen Inves-

titionsabzugsbetrag gewinn- und damit auch steuermindernd geltend zu machen. An die Glaubhaftmachung der Investiti-
onsabsicht sind strenge Maßstäbe anzulegen. Zwar muss die Bestellung eines Wirtschaftsguts nicht bis zum Ende des Jahres 
nachgewiesen werden, für das der Abzugsbetrag geltend gemacht wird, aber andere Indizien müssen auf eine bevorstehende 
unverrückbare Investitionsabsicht hinweisen. Die bloße Behauptung reicht nicht aus. Damit hat der Bundesfinanzhof  die 
bisher schon von ihm vertretene Ansicht bestätigt.
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[Thema: Einkommensteuer]

Kein Vertrauensschutz auf frühere Befreiung von der Pflicht 
	 zur Abgabe von Einkommensteuererklärungen seit Inkrafttreten des Alterseinkünftegesetzes
Steuerzahler hatten im Jahr 2001 mittels Einkommensteuerbescheid die Nachricht erhalten: „Die Pflicht zur Abgabe einer Ein-

kommensteuererklärung entfällt ab dem Veranlagungsjahr 2001, soweit sich Ihre Einkommensverhältnisse nicht gravierend 
ändern.“ Die Rentner lehnten die Aufforderung, für 2010 eine Einkommensteuererklärung abzugeben ab, sodass das Finanz-
amt schätzte.

Letztlich entschied der Bundesfinanzhof, dass in dem entschiedenen Fall spätestens ab Inkrafttreten des Alterseinkünftegeset-
zes kein Vertrauensschutz auf frühere Befreiung von der Pflicht zur Abgabe der Steuererklärungen mehr bestand. Durch das 
Alterseinkünftegesetz war die Besteuerung der Renten zum 1.1.2005 neu geordnet worden.

[Thema: Einkommensteuer]

Mehraufwendungen für Verpflegung im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung bei Wegzug 
vom Beschäftigungsort

Ein Arbeitnehmer hatte seinen Wohnsitz am Beschäftigungsort. Nach seiner Heirat zog er mit seiner Frau an einen anderen Ort. 
Er nutzte die am Beschäftigungsort aus beruflichen Gründen beibehaltene Wohnung als Zweitwohnung weiter. Für die ersten 
drei Monate nach der Begründung des Familienwohnsitzes machte der Arbeitnehmer in seiner Einkommensteuererklärung 
Verpflegungsmehraufwendungen aufgrund seiner vorliegenden doppelten Haushaltsführung geltend. Das Finanzamt lehnte 
seinen Antrag ab, weil er bereits vor seinem Umzug länger als drei Monate am Beschäftigungsort gewohnt habe. Dadurch sei 
die dreimonatige Frist zur Geltendmachung von Verpflegungsmehraufwendungen abgelaufen.

Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass eine beruflich begründete doppelte Haushaltsführung vorlag. Dies ist der Fall, wenn zu 
einer aus beruflichen Gründen am Beschäftigungsort unterhaltenen Wohnung ein zweiter Haushalt begründet wird. Dies gilt 
auch, wenn der Haupthausstand aus privaten Gründen vom Beschäftigungsort wegverlegt wird. Deshalb ist auch die Geltend-
machung von Mehraufwendungen für Verpflegung zulässig. Während des berücksichtigungsfähigen Dreimonatzeitraums ist 
es unbedeutend, ob der Ansatz zu einer offensichtlich unzutreffenden Besteuerung führen kann, ob überhaupt ein erhöhter 
Verpflegungsmehraufwand anfällt.

[Thema: Einkommensteuer]

Teilabzugsverbot bei Auflösungsverlust
Wird aus der Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung oder bei Auflösung der Gesellschaft ein Verlust erzielt, dürfen die im 

Zusammenhang mit dieser Beteiligung angefallenen Kosten auch nur zu 60 % abgezogen werden. Dies gilt seit 2011, da es 
hier nur noch auf die Absicht zur Erzielung von Betriebsvermögensvermehrung oder Einnahmen ankommt. Der Bundesfi-
nanzhof hat keine Bedenken an der Verfassungsmäßigkeit dieser gesetzlichen Neuregelung.

Bis 2010 war dies anders zu beurteilen. Wenn aus einer solchen wesentlichen Beteiligung keinerlei Einnahmen erzielt wurden, 
fand das damalige Halbabzugsverbot keine Anwendung.
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[Thema: Einkommensteuer  |  Kindergeld]

Übertragung eines GmbH-Anteils unter Vorbehaltsnießbrauch
Zahlungen für die Ablösung eines Vorbehaltsnießbrauchs an einer GmbH-Beteiligung gehören zu den nachträglichen Anschaf-

fungskosten einer wesentlichen Beteiligung.
Erwirbt ein Anteilseigner einen mit einem dinglichen Nutzungsrecht belasteten GmbH-Anteil, so ist der Wert der Beteiligung 

um den Wert des Nutzungsrechts gemindert. Erst mit der Ablösung des Nutzungsrechts erlangt der Eigentümer die vollstän-
dige und uneingeschränkte Verfügungsberechtigung über die Beteiligung. Diese Aufwendungen stellen somit nachträgliche 
Anschaffungskosten der Beteiligung dar.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Ausgaben sind für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie 
geleistet worden sind. Regelmäßig wiederkehrende 
Ausgaben, die bei dem Steuerzahler kurze 
Zeit (10 Tage) vor Beginn oder kurze 
Zeit nach Beendigung des Kalen-
derjahres angefallen sind, zu 
dem sie wirtschaftlich gehö-
ren, gelten als in diesem 
Kalenderjahr abgeflossen.

Ein Freiberufler war der 
Ansicht, dass eine am 
11.1.2010 gezahlte 
Umsatzsteuervorauszah-
lung für das 4. Quartal 
2009 als Betriebsausgabe 
bei den Einkünften aus 
selbständiger Arbeit für 
das Jahr 2009 zu berück-
sichtigen war. Das Finanz-
amt erkannte einen Betriebs-
ausgabenabzug nicht an, da die 
Umsatzsteuervorauszahlung erst im 
Jahr 2010 abgeflossen sei.

Der Bundesfinanzhof hat klar gestellt, dass 
eine Verlängerung des Zehn-Tage-Zeitraums nicht 

in Frage kommt. Fällt die Zahlungsfrist für die Umsatzsteu-
er auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, so verlän-

gert sie sich bis zum nächsten Werktag. Wenn 
dieser dann außerhalb des Zehn-Tage-

Zeitraums liegt, ist die Regelung für 
wiederkehrende Einnahmen oder 

Ausgaben nicht anzuwenden.

HINWEIS: Wenn die Umsatz-
steuervorauszahlung noch 
bei der Gewinnermittlung 
des abgelaufenen Veran-
lagungszeitraums be-
rücksichtigt werden soll, 
muss die letzte Umsatz-
steuervoranmeldung eines 

Veranlagungszeitraums ggf. 
noch vor Ablauf der Abga-

befrist übertragen werden. 
Im entschiedenen Fall hätte die 

Übertragung der Voranmeldung am 
8.1.2010 erfolgen müssen.

[Thema: Umsatzsteuer]

Keine Verlängerung des Zeitraums „kurze Zeit“ bei Zahlung der Umsatzsteuer

[Thema: Umsatzsteuer]

Zinsanteile in Kaufpreisraten bei Grundstücksverkäufen
Wird die Kaufpreisforderung aus einem Grundstücksverkauf für mehr als ein Jahr gestundet, enthalten die zwischen Besitzüber-

gang und Fälligkeit des Kaufpreises zu zahlenden Raten einen Zinsanteil.
Ein Mann verkaufte im September 2005 sein Wohngrundstück. Der Nutzen- und Lastenwechsel erfolgte zum 1. April 2006. 

Die Käufer zahlten auf den Kaufpreis ab diesem Datum Teilbeträge von monatlich mindestens 2.000 €. Der gesamte restli-
che Kaufpreis war am 31. März 2011 fällig. Zinszahlungen wurden weder vereinbart, noch ausgeschlossen. Das Finanzamt 
meinte, die in einem Jahr gezahlten Raten von 24.000 € enthielten einen Zinsanteil von 4.344 € und besteuerte diesen als 
Einkünfte aus Kapitalvermögen.

Der Bundesfinanzhof bestätigte das Finanzamt. Jede Kapitalforderung, die über eine längere Zeit als ein Jahr gestundet ist, 
enthält einen Zinsanteil. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise ist in Fällen langfristig gestundeter Zahlungsansprüche davon 
auszugehen, dass der Schuldner bei alsbaldiger Zahlung weniger hätte zahlen müssen als bei späterer Zahlung, sodass der 
erst später gezahlte Betrag einen Zinsanteil enthält. Außerdem seien die monatlich zu zahlenden Teilbeträge auch ein Entgelt 
für die vorzeitige Besitzüberlassung vor der Kaufpreisfälligkeit gewesen.

Bei der Berechnung des Zinsanteils ging das Finanzamt von dem im Bewertungsgesetz festgelegten Zinssatz von 5,5 % aus, 
obwohl der marktübliche Zins nachweislich geringer war. Auch daran hielt der Bundesfinanzhof fest.
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[Thema: Körperschaftsteuer]

Auch für Kapitalgesellschaft günstige Vereinbarungen mit Gesellschaftern 
	 können verdeckte Gewinnausschüttungen sein
Zahlungen einer Kapitalgesellschaft (z. B. GmbH) an ihre Gesellschafter werden u. a. nur dann als Betriebsausgaben anerkannt, 

wenn sie fremdüblich sind, das heißt dem entsprechen, was auch fremde Dritte untereinander vereinbart hätten. Wird die sog. 
Fremdüblichkeit verneint, mindert die Ausgabe nicht das Einkommen der Gesellschaft und damit die Steuerlast, sondern stellt 
eine verdeckte Gewinnausschüttung dar. Dies gilt auch dann, wenn die Vereinbarung für die Gesellschaft günstig ist.

Der Bundesfinanzhof hat die dahin gehende Rechtsprechung jetzt für einen Fall bestätigt, in dem eine nicht überhöhte Pacht 
für einen Firmenwert gezahlt wurde, die Ermittlung der Pachthöhe aber unüblich war, da sie von der Gewinnentwicklung der 
Verpächterin abhängig war.

[Thema: Umsatzsteuer]

Vorsteuerabzug 
bei Totalverlust 
der Rechnungen
Ein Unternehmer kann sein Recht auf Vorsteuerabzug erst dann 

ausüben, wenn er im Besitz einer ordnungsgemäßen Rechnung ist. Er 
trägt die Darlegungs- und Feststellungs- last, muss bei Verlust der Rechnung 
also nachweisen, dass er Leistungen von einem Unternehmer für sein Unternehmen 
bezogen hat und eine ordnungsgemäße Rech- nung in Besitz hatte. Dafür stehen ihm alle 
nach der Finanzgerichtsordnung verfahrensrechtlich zu- lässigen Beweismittel offen (z. B. Kopien oder Zeugen). 
Ein Beweisantrag auf Vernehmung von Zeugen ist nur dann hinreichend substantiiert, wenn er sich auf das Vorliegen einer 
Originalrechnung für eine konkret bezeichnete Eingangsleistung bezieht.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Umsatzsteuer]

Wegen verspäteter Zuordnung eines gemischt genutzten Grundstücks zu Unrecht gewährte Vor-
steuer führt ggfs. zur Berichtigung in den Folgejahren

Verwendet ein Unternehmer ein Gebäude sowohl für unternehmerische als auch außerunternehmerische Zwecke (z. B. zu 
eigenen Wohnzwecken), hat er ein Wahlrecht: Er kann das Gebäude in vollem Umfang, im Umfang der unternehmerischen 
Nutzung oder überhaupt nicht dem Unternehmensvermögen zuordnen. Die Zuordnungsentscheidung muss er im Zeitpunkt 
des Leistungsbezugs treffen und diese Entscheidung in der Umsatzsteuer-Voranmeldung, spätestens aber bis zum 31.5. des 
Folgejahrs dokumentieren. Dokumentiert er nicht rechtzeitig die (teilweise) Zuordnung zum Unternehmensvermögen, kann er 
die Umsatzsteuer auf die Eingangsleistungen (z. B. Bauleistungen) nicht als Vorsteuer abziehen. Hat das Finanzamt in einem 
nicht mehr änderbaren Umsatzsteuerbescheid gleichwohl die Vorsteuern anerkannt, erfolgt in den nächsten zehn Jahren (Be-
richtigungszeitraum) eine Vorsteuerberichtigung dergestalt, dass jedes Jahr ein Zehntel der zu Unrecht gewährten Vorsteuer 
zurückgefordert wird.

Die Verwendung für außerunternehmerische Zwecke führt nicht zu einer der Umsatzsteuer unterliegenden Verwendungsent-
nahme. Diese setzt nämlich voraus, dass die Verwendung zum Vorsteuerabzug berechtigt hat. Ob dies der Fall ist, richtet sich 
nach der Rechtslage im Veranlagungszeitraum der Verwendung. Da besteht aber gerade im Fall der nicht rechtzeitigen Zu-
ordnung zum Unternehmensvermögen keine Vorsteuerabzugsberechtigung. Ob das Finanzamt für den Veranlagungszeitraum 
des Leistungsbezugs die Vorsteuer zu Unrecht berücksichtigt hat, spielt keine Rolle.

Zu beachten ist, dass auch bei rechtzeitiger voller Zuordnung des Gebäudes zum Unternehmensvermögen der Vorsteuerabzug 
ausgeschlossen ist, soweit das Gebäude für außerunternehmerische Zwecke genutzt wird und es nach dem 31.12.2010 ange-
schafft oder mit der Herstellung begonnen worden ist.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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[Thema: Erbschaft- und Schenkungsteuer]

Schenkungsteuerliche Behandlung von Lebensversicherungszahlungen für Dritte
Zahlt eine Person Versicherungsbeiträge ohne eine Gegenleistung für die Lebensversicherung eines anderen Versicherungsneh-

mers, handelt es sich um Schenkungen. Sie sind mit dem Nennwert zu bewerten.
Der Bundesfinanzhof lehnt es ab, die Beitragszahlungen mit einem 2/3–Wert als anteilige Erhöhung des späteren Lebensversi-

cherungsanspruchs zu bewerten.

[Thema: Zivilrecht]

Entschädigung für Wohnungsmieter wegen Diskriminierung
Nach dem Erwerb eines Mietshauses erhöhte der neue Vermieter zunächst allen Mietern gegenüber die Miete, woraufhin viele 

der Mieter kündigten. Einige Mietvertragsparteien deutscher, mitteleuropäischer, arabischer und türkischer Herkunft kündig-
ten nicht. Nachfolgend versandte der Vermieter ein weiteres Mieterhöhungsverlangen, allerdings nicht an alle verbliebenen 
Mieter, sondern nur an vier Mietvertragsparteien arabischer bzw. türkischer Herkunft, obwohl die Wohnungen in Größe, 
Ausstattung etc. teilweise vergleichbar waren.

Daraufhin kündigten zwei Mieter türkischer Herkunft. Eine Räumungsfrist, weil deren neue Wohnung erst nach Ende ihres alten 
Mietvertrags bezugsfertig wurde, wurde diesen beiden Mietern im Gegensatz zu anderen Mietern nicht gewährt.

Aufgrund der Gesamtumstände sah das Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg in dem Verhalten des Vermieters eine Benachteili-
gung wegen ethnischer Herkunft und sprach den Mietern jeweils eine Entschädigung in Höhe von 15.000 € zu.
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[Thema: Zivilrecht]

Krankentagegeldversicherung: 
	 Anpassungsklausel bei sinkendem Nettoeinkommen des Versicherten unwirksam
In einem vom Oberlandesgericht Karlsruhe entschiedenen Fall schloss ein selbstständiger Handwerker im Jahr 2006 eine 

Krankentagegeldversicherung mit einem Tagegeld von 100 € ab, was seinem damaligen Nettoeinkommen entsprach. Im 
Jahr 2012 teilte der Versicherer dem Handwerker, der mittlerweile weniger verdiente, unter Hinweis auf die vereinbarten Ver-
sicherungsbedingungen mit, dass das Tagegeld bei entsprechend geminderter Prämienhöhe nur noch 62 € betrage.

Das Gericht erklärte die Herabsetzungsklausel in den Versicherungsbedingungen für unwirksam. Durch die einseitige Herabset-
zungsmöglichkeit sei für den Versicherten kein ausreichender Schutz mehr gegen krankheitsbedingte Einkommensverluste 
gegeben, die Entwicklung seines Versicherungsschutzes sei für ihn nicht mehr absehbar. Auch stehe dem kein ausreichender 
Anspruch des Versicherungsnehmers gegenüber, bei steigendem Nettoeinkommen eine Erhöhung des Krankentagegeldan-
spruchs herbeizuführen.

[Thema: Verfahrensrecht]

Finanzamt darf Tilgungsreihenfolge bei Aufrechnung von Steuern bestimmen
Der Geschäftsführer einer GmbH wurde vom Finanzamt als Haftender für nicht gezahlte Umsatzsteuer 2003, die am 16.7.2007 

fällig gewesen war, in Anspruch genommen. Er wehrte sich hiergegen, weil das Finanzamt das Umsatzsteuerguthaben für 
das 3. Quartal 2006 nicht mit der Umsatzsteuer 2003 aufgerechnet hatte, sondern mit der Umsatzsteuerschuld 2004, die 
aber erst nach dem 16.7.2007 fällig geworden war. Zur Begründung führte er an, dass sich nach der Abgabenordnung die 
sog. Tilgungsreihenfolge nach der Fälligkeit der einzelnen Steuerschulden richtet. Weil die Umsatzsteuer 2004 aber nach der 
Umsatzsteuer 2003 fällig geworden war, hätte das Finanzamt das Umsatzsteuerguthaben für das 3. Quartal 2006 mit der frü-
her fällig gewordenen Umsatzsteuer 2003 verrechnen müssen. Deshalb könne er nicht als Haftender in Anspruch genommen 
werden.

Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht, weil die Vorschriften über die Tilgungsreihenfolge nur bei einer freiwilligen 
Steuerzahlung, aber nicht bei einer Aufrechnung zu beachten sind. Im vorliegenden Fall hatte der Geschäftsführer überhaupt 
keine Zahlungen geleistet. Bei einer Aufrechnung von Steuerschulden bestimmt aber das Finanzamt die Tilgungsreihenfolge.

[Thema: Verfahrensrecht]

Kein erneuter Einspruch nach einer Teileinspruchsentscheidung möglich
Eheleute wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Das Finanzamt berücksichtigte in dem Bescheid nur zum Teil 

vom Ehemann geltend gemachte Reisekosten. Mit dem eingelegten Einspruch beantragte das Ehepaar lediglich, als außerge-
wöhnliche Belastung geltend gemachte Krankheitskosten ohne eine zumutbare Belastung anzuerkennen. Noch während der 
laufenden Einspruchsfrist lehnte das Finanzamt diesen Antrag durch eine Teileinspruchsentscheidung ab. Nachfolgend, aber 
auch noch innerhalb der Einspruchsfrist, legten die Eheleute nochmals Einspruch gegen den ursprünglichen Einkommensteu-
erbescheid ein, um die erklärungsgemäße vollständige Berücksichtigung der Reisekosten zu beantragen.

Das Finanzamt lehnte den Antrag durch eine erneute Einspruchsentscheidung als unzulässig ab. Ein Einspruch gegen eine Ein-
spruchsentscheidung sei unzulässig, auch wenn er noch innerhalb der noch nicht abgelaufenen Rechtsbehelfsfrist eingelegt 
werde.

Der Bundesfinanzhof folgte dieser Beurteilung. Ein Einspruchsverfahren wird durch einen Abhilfebescheid oder eine Einspruchs-
entscheidung abgeschlossen. Letztere kann nur noch mit der Klage angefochten werden. Gegenstand der Klage ist der Ein-
kommensteuerbescheid unter Berücksichtigung der Ergebnisse, die das Finanzamt in der vorherigen Teileinspruchsentschei-
dung der Einkommensbesteuerung zu Grunde gelegt hat.
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